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I. Keilnge M Ur. 33 -er Karlsruher Zeitung.
Freitag , S. Februar 1800 .

Madischer Landtag.

S». öffentliche Sitzung der Zweite « Kammer
am Montag , den 29 . Januar 1900 .

(Ausführlicher Bericht.)

Am Regierungstisch : Se . Exz . Staatsminister
Dr. Nokk , Se . Exz. Minister v . Brauer , Se . Exz.
Minister des Innern vr . Eisenlohr , Se . Exz . Finanz -

minister vr . Buchenberger , Ministerialdirektor Becker
und Ministerialrath vr . Nicolai .

Präsident Gönner eröffnet die Sitzung um Uhr
mit folgender Ansprache :

„ Durch das tiefbetrübende Ableben (die Mitglieder des

Hauses erheben sich ) Ihrer Hoheit der verwittweten Herzo¬
gin Friedrich von Schleswig-Holstein ist das Kaiserliche
Haus in tiefe Trauer versetzt worden An dieser Trauer

ist auch betheiligt unser Großherzogliches Haus wegen
-er nahen Familienbeziehungen, und das ganze deutsche
Volk nimmt innigen Antheil an dem schweren Leide , mit
welchem die Kaiserlichen Herrschaften und das Großherzog¬
liche Haus betroffen worden find.

Ich möchte Ihnen Vorschlägen, auch unserer innigen
Antheilnahme dadurch Ausdruck zu verleihen, daß wir
eine Beileidskundgebung an die Großherzoglichen Herr¬
schaften und an Ihre Majestäten den Kaiser und die
Kaiserin richten und zwar letztere durch Vermittelung
unseres gnädigsten Landesfürsten , Seiner Königlichen
Hoheit des Großherzogs.

Ich sehe , daß Sie sich zum Zeichen des Einverständ¬
nisses bereits von Ihren Sitzeis erhoben haben, und darf
konstatiren , daß das ganze Haus einmüthig mit meinem
Vorschläge einverstanden ist .

"

Eingegangen ist eine Petition der Kreisausschüsse , be¬
treffend den Landarmenaufwand.

Abg . Bleß erhält Urlaub wegen Unwohlseins.
Die allgemeine Berathung über den Etat wird

fortgesetzt .
Se . Exz . Staatsminister vr . Nokk. Es wolle ihm

gestattet sein , auf die Bemerkungen der Herrn Vorredners
in der letzten Sitzung gegenüber der Großh . Regierung
bezüglich zweier Punkte kurz zu erwidern.

Der Herr Abgeordnete habe einmal die Haltung der
Großh. Regierung in der Verfassungsfrage bemängelt.
Zwar habe derselbe durchaus richtig anerkannt , daß wir
nicht eine parlamentarische sondern eine konstitutionelle
Regierung hätten . Ee habe auch ausdrücklich betont, daß
die verschiedene Faktoren der Gesetzgebung durch die Ver¬
fassung genau geregelte Rechte besäßen . Trotzdem habe
er gefunden , daß die Großh . Regierung gegenüber dem
klaren Wille« des Landes nicht diejenige Rücksicht ge¬
nommen habe , die der Zweiten Kammer gegenüber ein¬
zuhalten gewesen wäre. Dies letztere müsse Redner nun
bestreiten . Richtig sei , daß das Hohe Haus schon früher
das direkte Wahlrecht gewünscht habe. Es sei dies ein
allgemein gehaltener Beschluß mit dem Anfügen gewesen,
daß das Proportionalwahlverfahren mit dem direkten
Wahlrecht verbunden werden solle. Darauf habe die
Großh. Regierung thatsächlich die ernsteste Prüfung der
ganzen Angelegenheit begonnen , weil es der Regierung
schien , als müsse sie sich darüber schlüssig machen , wie
weit sie in dieser Frage gehen könne. Eine bestimmte
Stellungnahme sei das noch nicht gewesen, es habe kein
Gesetzentwurf Vorgelegen, auch sei nicht gesagt gewesen,
welche Art von Proporz gemeint werde . Der Proporz
sei alsdanu zunächst wieder verschwunden und auf dem
vorigen Landtage der bekannte Gesetzentwurf gekommen ,
welcher die Zweidrittelmehrheit nicht gefunden habe. Zu¬
nächst habe es die Großh . Regierung nunmehr nur mit
dem Gesetzentwurf zu thun , wie er in dem Hohen Hause
auf dem vorigen Landtage zur eingehenden Verhandlung
gekommen sei .

Redner gebe nun gerne zu , daß die Zweite Kammer
das politische Schwergewicht bilde. Das habe der Herr
Abgeordnete besonders betont, und auch die Verfassung,
welche in diesem Punkte , wie die Großh .Regierung wünsche,
völlig intakt erhalten werden solle, erkenne dies dadurch
an, daß sie der Zweiten Kammer ein entschiedenes Ueber-
gewicht auf dem Gebiete der Finanzen eingeräumt habe.
Denn in Budgetangelegenheiten sei die Hohe Zweite
Kammer bekanntlich ganz anders gestellt als die Hohe
Erste Kammer , ein Punkt , der gerade bei den württem-
bergischen Verhandlungen über die Verfassungsänderung
eine Rolle gespielt habe. In Württemberg habe außer
einem Zusatz von nach dem Proporz gewählten Abgeord¬
neten die Regierung geglaubt, durch eine Stärkung der
Rechte der Ersten Kammer auf dem Gebiete der Finanz¬
gesetzgebung einen gewissen Ersatz dafür zu finden, wenn
in der Zweiten Kammer das direkte Wahlrecht ohne Privi -
legirte , wie sie noch in der württembergischen Kammer
säßen , zur Geltung gelange. Auf dem Gebiete der Finanz¬
angelegenheiten habe die Hohe Zweite Kammer eine ge¬
wichtigere Position , das sei völlig richtig. Nicht aber
könne dies anerkannt werden auf dem Gebiete der übrigen
Gesetzgebung. Hier stünden die drei Faktoren der Gesetz¬
gebung mit völlig gleichen Rechten nebeneinander, und
Kenn man die Vota der Zweiten Kammer noch so ernst

beachte , wie dies seitens der Großh . Regierung geschehe ,
so könne daraus doch nicht folgen , daß nun die Regie¬
rung verpflichtet sei , ihrerseits etwas dafür zu thun ,
damit ein Votum , das die erforderliche Majorität noch
nicht habe , schließlichzu Stande komme. Es sei der Regierung
vorgeworfen worden , sie verhindere durch ihr Verhalten
das Zustandekommen der ^/s Mehrheit ; wenn sich die
Regierung zustimmend verhalten werde , werde diese Ma¬
jorität vorhanden sein . Alhein die Regierung halte die
Sache, wie sie erstrebt werde , für nicht richtig ; deshalb
könne sie auch nicht für verpflichtet erachtet werden, etwas
ihrerseits für das Zustandekommen der */» Majorität zu
thun ; das wäre ein unbilliges Verlangen schon deshalb,
weil es Sache der freien Würdigung und Erwägung des
andern Hohen Hauses sei , wie dasselbe sich entscheide. Er
möchte aber darauf hinwciseu , wie selbst in parlamenta¬
risch regierten Ländern und zwar speziell in dem Muster¬
lande des Parlamentarismus , in England , vor nicht
langer Zeit eine Verfassungsvorlage ersten Ranges , die
Vorlage über die Gestaltung der irischen Verhältnisse,
nach sehr eingehenden Erörterungen in dem englischen
Unterhause und nach Annahme mit sehr großer Majori¬
tät seitens des Oberhauses , den Lords, abgelehnt worden
sei. Das habe zwar zur Folge gehabt, daß man in der
Presse gelesen, das Oberhaus müsse nun beseitigt werden.
Das habe man zwar gesagt , aber kein Mensch habe in
diesem Musterland des Parlamentarismus etwas gethan,
um das Oberhaus zu beseitigen ; vielmehr sei die Vorlage
bezüglich der irischen Verfassung zunächst von der Tages¬
ordnung verschwunden . Er sage dies nur , um ein Bei¬
spiel dafür zu geben , daß selbst da , wo der Parlamenta¬
rismus voll durchgeführt sei , gar niemand soweit gehe , zu
erklären : daß, wenn das eine Haus , in welchem das
finanzielle Schwergewicht ruhe, ein Votum abgegeben habe ,
alsdann alle und jede Erwägung aufzuhören habe. Man
habe es eben in England gemacht, wie man es auch hier
machen müsse : die Dinge wiederholt zur Debatte stellen
und die Gegner von der Güte seiner Sache zu überzeugen
suchen.

Was die Bemerkung betreffe , die Vorschläge der Großh .
Regierung enthielten etwas Reaktionäres, so müsse er das
entschieden zurückweisen. Er habe noch nie gehört, daß
die Bürgcrausschüsse der großen Städte des Landes reak¬
tionäre Elemente enthielten, und glaube solches auch nicht ;
denn die Bürgerausschüsse der großen Städte seien ja
mit thätig und durchaus in der besten Arbeit , gemeinsam
mit den anderen Faktoren unsere Städte so vorwärts zu
bringen, wie solches in der That geschehe .

Der Herr Abgeordnete habe aber auch bemerkt , es werde
dadurch ein fremdes Element, ein politisches Element in
die Bürgerausschüsse hereingebracht ; das entspreche den
Thatsachen nicht . Denn das politische Element sei eben
bis zu einem gewissen Grade bereits in die Bürgeraus¬
schüsse hereingetragen. Wenn die Herren eine beliebige
Zeitung in die Hand nähmen, sei es daß Ausschußwahlen
in der Rheinprovinz, in Baden oder Württemberg oder
wo immer stattfänden, immer heiße es : in der Hl . Klasse
habe gesiegt das Centrum, in der H . Klasse hätten gesiegt
die Nationalliberalen u . s . w. ; er habe noch nie gelesen :
die oder jene wirthschaftliche Partei sei Siegerin gewesen,
oder die oder jene Erwägungen seien dabei besonders zu
Tage getreten ; ganz kurz und schlankweg werde nur von
politischen Parteien gesprochen. Daraus folge nun aber
doch gewiß nicht , daß die betreffenden Parteiangehörigen
nun in den Angelegenheiten der Stadt ihre politische
Ueberzeugung pure und strikte anwenden, vielmehr seien
sie — das gelte von allen Parteien — bestrebt, das
Beste der Stadt in treuer Mitarbeit zu erreichen und
ließen sich hierin weder dadurch , daß sie der Partei an¬
gehören noch dadurch , daß sie von ihr gewählt seien , be¬
einflussen . Gerade weil eine Beeinflussung durch Partei¬
anschauungen im wesentlichen nicht bestehe, gehe es mit
den Städten so vorwärts . Die Politik sei bis zu einem
gewissen Grade bereits im Rathhaus , sie wirke aber nicht
nach der politischen Schablone, sondern werde durch die
Gewissenhaftigkeit der Mitglieder unschädlich , und so werde
es auch künftig wohl bleiben .

Er könne nur noch einmal sagen , man müsse sich auf
diesem Gebiete der Verfassungsfrage zu verständigen
suchen, und an der ehrlichen Mitarbeit der Großh . Re¬
gierung zur Herbeiführung einer solchen Verständigung
solle es nicht fehlen . Die Großh . Regierung könne ihrer¬
seits aber auch nicht einfach einen Standpunkt acceptiren,
den sie als einen für das Gemeinwohl nicht zuträglichen
ansehe .

Bezüglich der kirchenpolitischen Verhältnisse, die der
Herr Abgeordnete Wacker auch erörtert habe, wolle er
sich kurz fassen in der Erwägung, daß diese Angelegenheit
ja noch einmal komme.

Einmal müsse er bestreiten , daß er auf dem letzten
Landtage die Männerorden als für den konfessionellen
Frieden feindlich oder schädlich — er wisse nicht mehr ,
wie der Ausdruck des Herrn Abgeordneten gelautet habe
— bezeichnet haben solle. Er habe dort nur und ledig¬
lich gesagt : „Die Großh. Regierung könne einen wei¬
teren Schritt des Entgegenkommens nur thun , wenn sie
eine Sicherheit dafür habe , daß die kirchenpolitischen Ver¬

hältnisse friedliche würden, und daß der bedauerlicher
Weise geschärfte konfessionelle Gegensatz sich mildere.

"

Daß der konfessionelle Gegensatz unerfreulich geschärft
sei , sei eben leider eine Thatsache , die durch einfaches
Leugnen nicht aus der Welt geschafft werde. Was ge¬
schehen könne , um diese Schärfe zu mildern, werde seitens
der Großh . Regierung stets geschehen . Einen Vorwurf
gegen eine bestimmte Gesellschaft habe er nicht aus¬
gesprochen.

Der Herr Abgeordnete habe dann weiter als besonders
unerwünscht, und wenn die Großh . Regierung eine andere
Auffassung habe , als bedauerlich erklärt , wenn die kirch¬
lichen Verhältnisse mit politischen Parteiverhältniffen
verquickt wurden. In dieser Richtung theile Redner die
Auffassung des Herrn Abgeordneten völlig : das sei
gerade das , was die Großh . Regierung wolle , daß die
kirchlichen Verhältnisse ohne alle und jede Rücksicht auf
Parteiverhältnisse behandelt würden. Die Großh . Re¬
gierung wolle ja gerade diese zwei Dinge völlig getrennt,
die politische Seite und die kirchlichen Verhältnisse . Wenn
es einmal erreicht sei , daß die kirchlichen Verhältnisse
jeden Zusammenhang verlieren würden mit den politischen
Parteiverhältniffen , dann werde der Moment recht bald
herankommen, wo auf diesem ganzen Gebiete ein moäus
vivsnäi möglich werde.

Er wolle heute nur nochmals bitten , daß man in
diesen wichtigen Fragen in gleicher Weise wie in allen
übrigen Fragen des Landes zusammenarbeite , weil nur
auf diesem Wege ein Resultat zu erwarten sei .

Abg . Wittum ist weit davon entfernt, die Verdienste
der Regierung an dem allgemeinen Wohlstand irgendwie
zu bestreiten; doch sei nicht zu verkennen, daß derselbe
hauptsächlich durch den allgemeinen Aufschwung der In¬
dustrie herbeigeführt wurde . In Zeiten eines gesteigerten
Wohlstandes sollen alle Berufsarten ihren Antheil ge¬
nießen ; indessen muß mit großer Vorsicht vorgegangen
werden, damit nicht später neue Unzufriedenheit entsteht .
Darin sei alles einig , daß die Regierung fortfahren
müsse , den Hoch - , Kunst- und Gewerbeschulen ihre volle
Aufmerksamkeit zuzuwenden . Bezüglich der Ueberschüssesei
er mit Fieser darin einverstanden , daß dieselben vorzugs¬
weise für wirthschaftliche Zwecke verwendet werden müssen .
Spezialwünsche in dieser Hinsicht , insbesondere soweit sie
den Pforzheimer Bahnhof betreffen , werde er später zum
Ausdruck bringen. Redner gibt feiner Freude über die
Vorlage betreffend die Fortführung der Murgthalbahn
und die Erbauung einer Bahn nach Bonndorf Ausdruck.
Bedauerlich sei nur , daß die Murgthalbahn bei der würt¬
tembergischen Grenze ihr Ende finde , weil die württem-
bergifche Regierung die Linie nur bis Reichenbach führen
will . Ueberhaupt sei es ein düsteres Kapitel der Eisen¬
bahnpolitik , daß sehr häufig partikulare Interessen die
Hauptrolle spielen . Er erinnere nur daran , daß das
Eisenbahnprozekt Pforzheim—Ludwigsburg deshalb schei¬
terte , weil die württembergische Regierung nicht einen
Theil ihres Landesverkehrs nach Pforzheim ablenken will .
Erstaunt sei er über die Zunahme des Nebenbahnverkehrs ,
durch den die Centralisation der Industrie vermieden wird.
Die Frage bezüglich des Verhaltens der Regierung zu
dem Antrag Muser halte seine Partei durch Erklärungen
des Ministers für erledigt . Das dem Minister des Innern
von verschiedener Seite gespendete Lob erinnere ihn an
das Bismarck'

sche Wort : Das Volk regiert man nicht da¬
durch , daß man es beherrscht, sondern dadurch , daß man
es bedient. Bezüglich der Wahlrechtsfrage fuche feine
Partei einen Weg der Verständigung. Jedes Wahlrecht
hat seine Fehler . Was man heute als Volkswillen be¬
zeichnet , fei sehr häufig der Willen der Parteien und der
Parteiführer . Die Majorifirung aller höheren Staats¬
interessen durch die Masse entspreche nicht seinem Staats¬
ideal . Hinsichtlich der Flottenvermehrung stimme er den
Ausführungen Fieser's und Wilcken's bei. Die Vorgänge
der letzten Tage legen die Frage nahe , ob wir genügend
gerüstet find. Selbst hervorragende sozialdemokratische
Schriftsteller seien für die Vermehrung der Flotte einge¬
treten . Erfreulicher Weise habe der Abg . Heimburger
keinen ablehnenden Standpunkt eingenommen .

Abg . Neuwirth ist über die günstige Finanzlage er¬
freut und kann sich in dieser Beziehung den Vorrednern
voll und ganz anschließen. Dagegen müsse er bedauern,
daß im Budget das richtige Verhältniß zwischen Stadt
und Land nicht gewahrt wurde . Die Städte verzeichnen
jedjährlich eine Zunahme an Bevölkerung und Steuer¬
kapital infolge des Zuzugs vom Lande , während auf dem
Lande Einwohnerzahl und Steuerkraft zurückgeht. Einige
Gewerbe find ständig in Abnahme begriffen und ver¬
schwinden nachgerade gänzlich ; die Umlagen sind in den
Städten bedeutend niednger , während Wasserleitungen,
Schulhäuser , Feldbereinigungen u. f. w. den Gemeinden
große Lasten auferlegen . Auch die Beiträge zu den Kreis¬
wegen drücken die Gemeinden schwer . Er würde es be¬
grüßen , wenn die Kreise und Gemeinden von der Regie¬
rung bester unterstützt würden . Die Staatsmittel reichen
bei weitem nicht aus . Eine Nothlage auf dem Lande sei
in der That vorhanden; die Landwirtschaft gehe nicht
mehr vorwärts , nur mit eisernem Fleiß könne der Land-
wirth das Erworbene noch erhalten , lieber die Hagel-



Versicherung werde er bei der Berathung über die Gesetz¬vorlage sich näher verbreiten. Gegen die Gründung einer
landwirthschaftlichen Kreditkasse habe er nichts einzuwenden ,aber ein absolutes Bedürfnis liege nicht vor. Bei ab¬
normen Derhältnissen habe er das Vertrauen zur Regie¬rung , daß sie rechtzeitig eingreist . Er erinnere nur anden Hagelschlag vor drei Jahren in seinem Bezirk , wö in
dankenswerther Weise die Landwirthe zwei Jahre unver-
verzinslich Geld vom Staate erhielten. Redner empfiehlt
schließlich das Eisenbahnprojekt seines Bezirks dem Wohl¬wollen von Regierung und Kammer.

Abg . Dreesbach : Ueber die allgemeine Finanzlagewolle er sich nicht näher äußern ; er anerkenne vor allem
die Genialität des Herrn Finanzministers ; allein auchder beste Finanzminister würde keinen Ueberschuß erzielen ,wenn nicht der Unternehmungsgeist der Industriellen und
der tüchtige Arbeiterstand wären , denen in erster Linieder allgemeine Wohlstand zuzuschreiben ist ; außerdem
resultire der wachsende Wohlstand aus den Handelsver¬
trägen . Auch wenn man die Klagen der Landwirtheanerkenne, müsse doch durch geschickt eingeleitete Handels¬
verträge der Export erhalten werden. In dieser Be¬
ziehung theile er die Ansicht des verstorbenen Reichs¬
kanzlers Caprivi : „Entweder exportiren wir Maaren ,oder wir müssen Menschen exportiren"

. Die Badische
Regierung sollte sich also durch die Agitation der Agrariernicht dazu verführen lassen , neue Schutzzölle einzuführen,damit unser Export erhalten bleibt. Um den Frieden zuerhalten , gebe es bessere Mittel als Rüstungen , nämlichein friedliches Einvernehmen von Nation zu Nation . Den
großen Unterschied zwischen Industrie und Landwirthschaft,der von den Agrariern so häufig hervorgehoben wird,erkenne er nicht an . Hätte nicht die Industrie einen so
gewaltigen Aufschwung genommen , woher wollte man jetztdie reichlichen Mittel für die Landwirthschaft nehmen ?Er erinnere an das sogenannte Millionengrab Mann¬
heim, das sich jetzt als eine unerschöpfliche Quelle fürden Staatsschatz erwiesen hat . Durch die Aufwen¬dungen für die Industrie werde der Landwirth¬
schaft nicht das Geld entzogen ; diese florirt viel¬
mehr, wenn die Industrie im Aufschwung begriffen ist .
Bezüglich des Budgets schließe er sich den VorschlägenFieser's an . Er halte eine bessere Dotirung der Kreiseund Gemeinden für nothwendig , ebenso wie man den
berechtigten Klagen der Beamten entgegenkommen müsse.Wenn auch vorerst keine Aenderung des Gehaltstarifs
möglich ist , so sollte man doch nicht länger zuwarten mitder Aufhebung der Witwenkassebeiträge und Aufbesserungdes Wohnungsgeldes. Die jetzigen Wohnungsgeldzuschüsse
seien absolut unzureichend . Mit der Bewilligung einer
Erhöhung werde man das Richtige treffen , sowohl bei
kleinen als höheren Beamten ; dies würde auch einen
gerechten Ausgleich schaffen zwischen solchen Beamten , dieeine Dienstwohnung haben und solchen , die diese Wohl-that nicht genießen. Eine Erhöhung des Wohnungs¬gelds um 50 Proz . würde eine reichliche Besserung des
Einkommens der Beamten bedeuten . Es wäre zu wün¬
schen , daß die Regierung noch auf diesem Landtag miteiner Vorlage an das Haus herantritt , die rückwirkende
Kraft vom 1 . Januar an besitzt . Gleichzeitig sollten
diese Vergünstigungen auch auf die Schullehrer ausgedehntwerden. Hinsichtlich der Dienstwohnungen mache er aufdie Thatsache aufmerksam , daß die dem Finanzministerdirekt unterstehenden Zollbeamten Dienstwohnungen häufig
zurückweisen, weil sie zu klein sind . Er möchte daherbitten , daß die Wohnungen besser ausgestattet werden.Einem Beamten mit zwei erwachsenen Kindern sei in
Mannheim eine Wohnung mit zwei Zimmern an-
geboten worden , welche er selbstverständlich ausge¬
schlagen habe. Auch für die Diätenregulirung würde
seine Fraktion stimmen. Neben den kleineren Beamten
wünschen vor allem die Eisenbahnarbeiter Aufbesser¬
ung , deren Entlohnung den gesteigerten Lebensverhält- !
nissen nicht entspricht . Es habe ihn daher schmerz- !
lich berührt , daß es den Herrn Eisenbahnminister i
wunderte , daß diese Leute schon wieder petitioniren . !
Auch die Arbeitszeit dieser Leute sei zu lang . Die meisten
Eisenbahnwärter haben nach einer Statistik 13 bis 17
Stunden täglich Dienst . Er möchte die Eingabe der
Eisenbahnarbeiter dem Wohlwollen des Herrn Eisenbahn¬
ministers und der Kammer empfehlen . Hinsichtlich der
geplanten Steuerreform möchte er sich die Anfrage er¬
lauben , ob die von der Steuer befreiten Bürger auch ihr
Wahlrecht verlieren. In diesem Fall würde von seiner
Fraktion niemand für den Gesetzentwurf stimmen . Was
die allgemeine politische Lage betrifft, so liege im Antrag
Muser nicht das Begehren, Reichstagsbeschlüsse zu korri¬
gieren. Die Kritik des Bundesraths war um so noth-
wendiger, als einzelne Behauptungen Aufklärungen ver¬
langten . Wir wollten nur die Stimmung des Volkes
zum Ausdruck bringen. Die Regierung habe ihr Fern¬bleiben in seltsamer Weise begründet; jedenfalls war es nicht >
angebracht, die Kammer in der Unwissenheit zu erhalten ;die Regierung hätte erklären können , einer Besprechung :
der Interpellation beizuwohnen . Hinsichtlich des direkten !
Wahlrechts können ihn die Erklärungen des Herrn Staats - i
Ministers durchaus nicht befriedigen . Die Wähler wählen ^
jetzt schon nicht den Wahlmann , sondern den Kandidaten . >
Der Abg . Fieser habe es als einen ungehörigen Zustand
bezeichnet, daß Mannheim durch drei Arbeitervertreter
vertreten sei. Da möchte er denn doch bemerken , daß
diese Vertretung durch das indirekte Wahlverfahren ge¬wonnen wurde. Schlechter könne also die Vertretung
Mannheims durch die Einführung des direkten Wahlrechts
nicht werden. (Heiterkeit .) Ohne das indirekte Wahl¬
recht wäre die Sozialdemokratie schon im Jahre

1893 durchgedrungen. Die angebliche wilde Agitation
richte sich jetzt schon nicht gegen die Wahlmän¬ner , die lediglich Puppen in der Hand des be¬
treffenden Eomits 's sind , sondern gegen den Kandidaten.
Durch die Bürgerausschußwahlen würde das Grundprinzip
durchbrochen . Den Proporz sollte man nicht nur auf die
großen Städte , sondern auf 's ganze Land anwenden.
(Abg. Wacker : ganz einverstanden!) Mannheim sei übrigensin der Ersten Kammer durch zwei Herrn vertreten, komme
also nicht zu kurz. Was die Ueberwachung der sozial¬
demokratischen Versammlungen anlangt , so wolle seine
Partei nur Gleichheit vor dem Gesetz . Der Herr Minister
habe auf den ruhigen Ton der jetzigen Versammlungen
hingewieftn. Er verwahre sich gegen den Vorwurf , daßin sozialdemokratischen Versammlungen Tumult und
Radau an der Tagesordnung sind . Wir sind , was wir
waren und bleiben was wir sind . Wir werden uns durchkeine Drohungen von unserem Wege abbringen lassen .
Auf seine Interpellation über die Flottenvorlage habe

! die Regierung am 2 . Dezember v . I . erklärt, daß ihrvon der Vorlage nichts bekannt sei. Am 11 . Dezembererklärte der Reichskanzler im Reichstag, daß die Verbün¬
deten Regierungen zu der Ueberzeugung gekommen seien,daß eine Flottenvermehrung nothwendig sei. Er sei neu¬
gierig , ob die Verbündeten Regierungen in der
kurzen Zeit die Frage ernstlich geprüft haben oder ohneweiteres dem führenden Staat Preußen gefolgt sind .
Durch die unausgesetzten Rüstungen habe Deutschlandkeine Vorth eile '

errungen ; denn die anderen Nationen
haben mitgerüstet ; ebenso werde es mit der Flotte gehen .
Daß Hamburg einen besonderen Dortheil von der Flotte
haben soll , glaube er nicht ; denn der Handel folgt nichtder Flotte , sondern die Flotte dem Handel . Wenn z. B .Amerika Schutzzölle einführt , dann hört der Handel von
selbst auf . Die Sozialdemokratie werde für alles stimmen ,! was dem Nähr - oder Wehrstand zu gute kommt ; dagegen
strikte alle Ausgaben für eine Weltpolitik ablehnen .(Bravo ! bei den Sozialdemokraten .)

Se . Exz . Minister v. Brauer : Meine Herren ! Nur
eine kurze thatsächliche Berichtigung zu dem , was der
Herr Abg . Dreesbach in Bezug auf die Flottenvorlage
vorgebracht hat . Er hat behauptet , wir hätten am2 . Dezember erklärt , wir seien nicht in der Lage , Aus¬
kunft über unsere Stellung zur Flottenvorlage zu geben ,
„ weil uns von einer>Flottenvorlage überhaupt nichts be¬
kannt sei .

" Dies ist nicht zutreffend . Die Sache verhielt
sich so : Die Interpellation lautete dahin , wie sich die
Großh . Regierung zur Marinevorlage stelle. Wir haben
darauf unter 'm 2 . Dezember geantwortet , daß wir nichtin der Lage seien , die Interpellation zu beantworten,
„da ein neuer Gesetzesvorschlag über die
Marine dem Bundesrath bis jetzt nicht vor¬
liege .

"
Diese Antwort war den Thatsachen durchaus

entsprechend . Denn am 2. Dezember und an dem von
dem Abg. Dreesbach genannten 11 . Dezember war die
Flottenvorlage dem Bundesrath noch gar nicht zugegangen .Sie ist ihm erst anfangs Januar zugekommen . Wir
konnten also im Dezember über die Flottenvorlage un¬
möglich Auskunft geben , da eine solche nicht vorlag.
Dagegen ist es allerdings richtig , daß wir im allgemeinenüber die Pläne und Absichten der Reichsregierung, eine
Verstärkung der Flotte mit Rücksicht auf die Weltlage
herbeizuführen, schon viel früher , mindestens seit Oktober
durch vertrauliche Mittheilungen der Reichsverwaltung
unterrichtet waren . Die Flottenvorlage als solche , ich
wiederhole das , ist erst im Januar an den Bundesrath
gelangt , und es ist kein Geheimniß mehr, mitzutheilen,daß der Bundesrath diese Vorlage inzwischen nach gründ¬
licher und sorgfältiger Berathung einstimmig ange¬nommen hat .

Se . Exz . Minister des Innern vr . Eisenlohr :Meine Herren ! Nur ganz wenig Worte . Daß mandie Sozialdemokratie durch die Ueberwachung ihrer Ver¬
sammlungen und die hie und da erfolgte Auflösung einer
Versammlung , nicht wirksam bekämpfen kann, darüberwird Niemand auch nur irgend einen Zweifel haben.Die Ueberwachung und Auflösung dient nur zur Auf¬
rechterhaltung der Ordnung , um zu verhindern, daß in
diesen Versammlungen nicht die Behörden und die Ein¬
richtungen des Staates beschimpft und beleidigt werden .Zu meinem Bedauern kommen solche Fälle immer nochvor. Wenn man die Vorlagen der Verbündeten Regie¬
rungen Schandgesetze nennt , so scheint mir das zur
Widerlegung und Bekämpfung der Vorlage ein übel ge¬wählter Weg und es scheint mir sehr am Platze, den¬
jenigen Rednern , die solche Ausdrücke gebrauchen , dasWoÄ zu entziehen , und das kann nur geschehen durchSchluß der Versammlung .

Ich erkenne die hohen Verdienste, die sich der deutsche
Arbeiterstand um unsere wirthschaftliche Blüthe erworben
hat , voll und ganz an . Man darf daran aber auch die
Hoffnung knüpfen , daß die Gesittung , welche sich unter
den Arbeitern verbreitet , auch in dieser Richtung sichäußern wird, daß sie sich in politischen Kämpfen der
Schimpferei enthalten und sich in ihren Versammlungendes Tones bedienen, den andere Parteien beobachten .Ich glaube, mich der Hoffnung hingeben zu können , daßdie Herren Sozialdemokraten die Richtigkeit dieser Bemer¬
kung anerkennen und insofern vielleicht doch eine Aende¬
rung ihres Verhaltens werden eintreten lassen , daß sie
sich bemühen, ihre Genoffen abzuhalten , derartige Aus¬
schreitungen zu begehen und dadurch die Behörde zu
zwingen , die Versammlung aufzulösen . Wollen Sie
diesen Weg beschreiten , so werden Sie von mir in der
Abhaltung Ihrer Versammlungen nicht im mindesten be-

^ lästigt werden. Denn , das wiederhole ich , daß man mit

derartigen Polizeimaßregeln eine Bewegung wie
sozialdemokratische nicht unterdrücken kann, das liegtauf der flachen Hand . ^

Herr Abg . Dreesbach hat sodann , um das Verhafte, ,der Großh . Regierung hinsichtlich der Verfassungsvorlaa.zu kritisiren , wieder auf den Landtag von 1894 zurück¬gegriffen . Ja , wir können aber doch nur das Ergebnisdes letzten Landtages zum Ausgangspunkt unserer Betragtungen und Entschließungen nehmen; und auf dem letztenLandtag hat es sich eben zugetragen , daß die Anträgedie von dieser Seite des Hauses gestellt waren , die ver^sassungsmäßige Mehrheit nicht gefunden haben; und es hatsich auf der andern Seite des Hauses gezeigt , daß mangeneigt ist , auf den Standpunkt der Regierung Rücksichtzu nehmen , sich diesem Standpunkt zu nähern , sei ezdaß man die Gründe der Regierung vollständig gerecht¬fertigt findet , sei es , daß man sich in die Lage schicktum das direkte Wahlrecht zu erreichen , eben den Weg zubetreten, auf dem man die Zustimmung der Großh . Re¬gierung zum direkten Wahlrecht erlangen kann.
Daß die Regierung die volle Verantwortung dafürübernimmt, daß sie sich verpflichtet fühlt , diese ablehnende

Haltung einzunehmen , das kann nicht im geringsten inZweifel gezogen werden. Uns ist gar nicht eingefallen ,uns hinter gescheiterte Beschlüsse dieses Hauses verschanzen
zu wollen . Wir verfechten unsere Meinung und habenden Weg der Verständigung damit betreten, daß wir die
Grundlagen angegeben haben, auf welche hin eine Ver¬
ständigung erfolgen kann.

Wir haben ja heute wieder , und so war es auch in den
letzten Sitzungen, ausführliche, beredte Darstellungen ge¬hört , wie eigentlich das direkte Wahlverfahren bereits be¬
stehe, wie es nur Täuschung sei, daß das direkte Wahlver-sahren etwas anderes bringe. Ja , meine Herren , dann
verstehe ich Ihren Eifer gar nicht , wenn das direkte Ver¬
fahren eigentlich schon besteht , wenn das indirekt eine leere
Formalität ist , dann können wir es ja ruhig weiter be¬
stehen lassen . Wenn man sich dabei wohl befindet, sehe
ich nicht ein , warum man sich darüber so erhitzt und sagt:
„ Diese kleine Formalität muß beseitigt werden , weil sie
einige Unbequemlichkeiten und einige Kosten verursacht .

"
Das ist dann , scheint mir , nicht der Mühe Werth , große
politische Kämpfe darüber zu führen.

Aber einer der verehrten Herren Redner hat ein an¬deres Wort fallen lassen . Er hat gesagt , das Volk brauchekeine Vormünder . Da werden die Briefträger auf ein¬mal Vormünder . Da scheint die Sache doch anders zusein , als sie dargestellt wird. Mit diesem Wort : „ DasVolk braucht keine Vormünder " ist eine bedeutende Agi¬tation getrieben worden , und das finde ich sehr verständ¬lich. Jeder sagt : „ Wozu brauche ich als volljähriger
Staatsbürger einen Vormünder in Ausübung meiner ge¬setzmäßigen politischen Rechte ? Ich bin selbst der Mann ,meine Stimme abzugeben .

" Das wirkt natürlich sehrkräftig. Nun ist aber sehr zu bemerken , daß nach Ansichtder Verfassung und nach richtiger Auslegung derselben der
Wahlmann kein Vormund ist. Den Vormund stellt sicheiner nicht selbst , sondern er wird ihm gestellt . Der
Wahlmann ist eben nicht Vormund , sondern Vertrauens¬
mann , er wird nicht gestellt , sondern gewählt.Die Großh . Regierung ist nach wie vor der Ansicht,daß das indirekte Verfahren ein bedeutendes Gegengewichtist gegen die Gefahren, welche sie dem allgemeinen Wahl¬recht zuschreibt, und es ist nicht wahr , daß die Wahl-
mäuner nichts wie Maschinen sind . Die Wahlmänner
brauchen sich nur zu erinnern ,

'was ihre Pflicht ist, daß
sie die Pflicht haben , nach ihrer Ueberzeugung zu stimmen,daß sie ganz dieselbe Stellung einnehmen, wie die hohenHerren in diesem Hause. Und es ist ebenso unrichtig,daß das Verfahren bei der direkten Wahl ganz das gleiche
sei . Das Verfahren unterscheidet sich namentlich dadurch ,daß in einem ganz kleinen Bezirk eine beschränkte Anzahlvon Wahlmännern gewählt wird, und andererseits in
einem Bezirk von Tausenden von Wählern ein Mannals Kandidat bezeichnet und mit allen Mitteln der
Agitation als solcher durchzusetzen versucht wird . Das
sind zwei ganz verschiedene Hergänge. Die Großh . Re¬
gierung ist nur dann bereit, das Gegengewicht , welches
sie in dem direkten Verfahren sieht, aufzugeben, wennein anderes Gegengewicht geschaffen wird . Sie gibt sichimmer noch der Hoffnung hin , daß eine Verständigung
möglich ist . Wenn wirklich die Sehnsucht nach dem
direkten Verfahren so lebhaft ist , und wenn die Regie¬rung erklärt, sie wolle das direkte Wahlverfahren zugeben ,
so ist nicht einzusehen , warum eine Verständigung nicht
zu erreichen wäre. Daß unsere Vorschläge nicht auf einer
Bewunderung des allgemeinen Stimmrechts beruhen, son¬dern auf den Befürchtungen, zu denen uns das allgemeineStimmrecht Veranlassung gibt, ist ganz richtig.

Bei diesem Anlaß erlaube ich mir eine Bemerkung anden Herrn Abg . Wacker zu richten , der der Regierungwieder den Vorwurf gemacht hat , warum sie nicht eine
verbesserte Wahlkreiseintheilung vorlege , in demselben
Augenblick , in dem wir die Grundlage angeben , wie
künftighin das Wahlrecht geordnet werden soll , in demwir den Gedanken aussprechen , es sollen 50 Abgeordnetegewählt werden . Es kann sich die Wahlkreiseintheilung,die wir Vorhaben , nur an diese Vorschläge anschließen .Und wenn unsere Vorschläge mehr Beifall finden würden,als sie leider zu finden scheinen , würden wir sofort miteiner Gesetzvorlage hervortreten , und dieser Gesetzvorlagewürde auch eine Wahlkreiseintheilung angeschlossen. Ebensowürden wir , wenn das Hohe Haus zu der Ueberzeugungkäme , daß eine Verständigung nicht zu erreichen ist , und
daß man die ganze Wahlverfahrensfrage einmal liegen
lasse und warten solle ob man in einigen Jahren vielleicht m»



. - r ^ Aussicht auf Erfolg damit wieder kommen könne .

NA diese Ueberzeugung sich durchbricht und die Herren

^ Antrag zurückziehen , werden wir sofort eine neue

Wahlkreiseintheilung auf Grund der bestehenden Gesetze

^
Uebrigens kann ich den Vorwurf , den uns der Herr

Wacker gemacht hat , ihm wieder znrückgeben . Denn

seinem Antrag ist auffallender Weise die Zahl der Ab¬

geordneten nicht angegeben . Es ist gesagt , in einer bei -
°

ebenen Wahlkreiseintheilung sollen die Bezirke bezeichnet

lein . Es ist aber nichts beigegeben , und bis zur Stunde

« »iß man nicht , welche Wahlkreiseintheilung eigentlich

„nraeschlagen werden soll . Ohne Wahlkreiseintheilung

kann aber der Antrag Wacker nicht zur gesetzlichen Wirk¬

samkeit gelangen . Die Lücke besteht also in Ihrem An¬

trag , nicht in unserer Denkschrift .
Der Herr Abg . Dreesbach hat dann noch einen andern

Punkt berührt , indem er davon gesprochen hat , welche

folgen wohl die Steuerreform für das Wahlrecht in der

Gemeinde haben könne . Nun ist ja richtig , daß nach

her bisherigen Gemeindeordnung ein Erforderniß des

Wahlrechts die Zahlung einer direkten Staatssteuer war .

Da die Gemeindebesteuerung und die Staatsbesteuerung

identisch waren , so konnte man sich dieses Ausdrucks be¬

dienen . Wenn aber künftig hier Aenderungen eintreten ,
und wenn die Staatssteuer bei gewissen Klassen der Ein¬

kommenssteuerpflichtigen nicht mehr erhoben werden sollte ,
wohl aber für die Gemeinde , so halte ich das für ganz

selbstverständlich , daß davon das Wahlrecht nicht affiziert
werden kann . Der Gedanke , der dem jetzigen Gesetze zu
Grunde liegt , daß die Zahlung einer Steuer — mit dem

Ausdruck die Staatssteuer ist eben auch Gemeindesteuer

gemeint — ein Erforderniß des Wahlrechts ist , soll auch
künftig fest aufrecht erhalten werden . Diese Frage kann

aber erst dann geregelt werden , wenn überhaupt einmal

überblickt werden kann , in welcher Weise das Gemeinde¬

steuerrecht eingerichtet werden soll . Aus der Thatsache
allein , daß Einkommen unter 900 M . nicht steuerpflichtig

sein sollen , kann eine Schlußfolgerung bezüglich einer

Aenderung des Gemeindewahlrechts nicht gezogen werden .
Das liegt unserer Absicht durchaus fern .

Ministerialrath vr . Nicolai . Hochgeehrte Herren !

Der Herr Abg . Dreesbach hat im ersten Theil seiner Aus¬

führungen die Frage der Beamtenwohnungen gestreift und
dabei in gewiß zutreffender Weife ausgeführt , daß der

Beamte nach der derzeitigen Bemessung des Wohnungs¬
geldes in der Zutheilung einer Dienstwohnung einen Bor¬

theil zu erblicken habe . Der Wunsch nach Zutheilung
von Dienstwohnungen würde nur von einer Klasse von
Beamten nicht getheilt , nämlich von den Zollbeamten
in Mannheim . Zur Begründung der Abneigung dieser
Beamten gegen die Dienstwohnungen hat der Herr Abg .
Dreesbach auf einen Fall exempliftzirt , in dem allerdings
die Zutheilung der näher beschriebenen Dienstwohnung
nicht als wünschenswerth erscheinen kann .

Wie jener Fall gelagert war , kann im Augenblick nicht
gesagt werden . Wenn der betreffende Beamte , was gewiß
nicht unzweckmäßig gewesen wäre , sich an seine Vorgesetzte
Dienstbehörde gewendet hätte , so wäre die Sache gewiß in

wohlwollender Weise geprüft und sachgemäß erledigt worden .
Das aber kann heute schon gesagt werden , daß eine Ab¬

neigung der Zollbeamten in Mannheim gegen die Zu¬
theilung von Dienstwohnungen in dieser Allgemeinheit
nicht besteht . Es müßten denn , was ich nicht annehmen
will , die Beamten zweierlei Sprache führen . Vielmehr
find Gesuche von Zollbeamten in Mannheim um Zuweisung
von Dienstwohnungen sehr häufig und haben sich schon zu
Gesammtpetitionen verdichtet , was dazu geführt hat , daß ,
nachdem vor wenigen Jahren auf der Mühlau ein Dienst -

wohnungsgebäude errichtet worden ist , im letzten Budget
wieder eine Forderung für ein neues Dienstwohnungsgebäude
enthalten war , das nur deshalb nicht zur Ausführung
kommen konnte , weil die dringlichere Ausführung eines

Hauptamtsgebäudes an seine Stelle trat . Dagegen sind
im neuen Budget wiederum Mittel zur Errichtung eines
neuen Dienstwohnungsgebäudes in Mannheim angefordert ,
und man darf wohl der Ueberzeugung leben , daß , wenn
auch das Hohe Haus diese Forderung bewilligt , den Be¬
amten wirklich eine Wohlthat erwiesen wird .

Daß eine Wohnung nur zwei Räume gehabt habe ,
wird nur ein Ausnahmefall sein . Im allgemeinen sind
nach den Normativbestimmungen auch für die Angehörigen
der untersten Wohnungsgeldklasse drei Wohnräume neben
Küche und Zubehör vorgesehen . Es kann ja einmal Vor¬
kommen , daß , wenn ein Angrenzer mit Rücksicht auf seine
Familienverhältnisse ein weiteres Zimmer zugewiesen
erhält , dann einmal eine andere Dienstwohnung nur zwei
Zimmer hat , aber gewiß wird dabei stets auf die

Familienverhältnisse des Beamten Rücksicht genommen
werden . Im ganzen brauchen jedenfalls die Dienst¬
wohnungen den Vergleich mit den Wohnungen , die die
Beamten selbst miethen müssen , nicht zu scheuen .

Präsident Gönner theilt mit , daß folgende Anträge
eingelaufen sind :

Ein Antrag , gestellt von den Abgg . vr . Fieser
und Genossen , verlangt ,

daß auf dem jetzigen Landtag Gesetzentwürfe von
der Regierung vorgelegt werden über Erhöhung der

Staatszuschüsse an die Kreisverbände ; Aufhebung der

Witwenkassebeiträge der Beamten und Volksschul¬
lehrer und Erhöhung des Wohnungsgeldzuschusses
um 50 Proz .

Ein weiterer Antrag der Abgg . vr . Heimburger
und Genossen verlangt :

Gesetzliche Regelung des Diätenwesens .

Seitens der Abgg . Frank und Genossen ist ein dritter

Antrag eingegangen :
Die Kammer möge die Regierung ersuchen , in

einer Anzahl von Gemeinden in verschiedenen Theilen
des Landes Erhebungen zu veranstalten , wie viele
Landwirthe und Gewerbetreibende Hypothekendarlehen
ausgenommen haben und wo und zu welchem Zins¬
fuß diese Darlehen ausgenommen sind .

Abg . vr . Fieser : Die Wahlrechts - und Ordensfrage
wolle er nicht berühren , da man später darauf zurückkom¬
men könne . Er wolle nur zur Begründung der Anträge
bemerken , daß die Ausführungen des Herrn Finanzmini¬
sters im ganzen Hause Beunruhigung hervorgerufen haben .
Der Antrag bezwecke , den Beamten auf absehbare Zeit
das zu bieten , was ohne Revision des Gehaltstarifs mög¬
lich ist , die Zustände verlangen rasche Abhilfe . Diese
verhältnißmäßig namhaften Aufbesserungen könne der Staat

gegenwärtig leisten , ohne daß die anderen Kulturaufgaben
darunter leiden . Auch der erste Theil des Antrags sei
vollauf gerechtfertigt . Die Kreise verdienen größere Zu¬
schüsse , wenn sie ihren Aufgaben gerecht werden sollen .
Wenn es nicht möglich wäre , die Kreise aus dem Ordi -
narium zu dotiren , dann sollte man Mittel aus der

Amortisationskasse flüssig machen .
Se . Exz . Finanzminister vr . Buchenberger :

Ich kann ja im Augenblick nicht voraussehen , welches
das Schicksal des von dem Herrn Abg . Fieser soeben be¬

fürworteten Antrages in den beiden Richtungen : der
Abschaffung der Wittwenkassebeiträge , und
der Erhöhung der Wohnungsgeldzuschüsse
sein wird . Ich möchte aber jetzt schon der Meinung Aus¬
druck geben , daß dieser Antrag unter allen Umständen
zur weiteren geschäftlichen Behandlung an die Budget -

kommission überwiesen werden sollte . Er ist doch in

seiner Art so weittragend , daß ich nicht glaube , daß ohne
eine gründliche Durchberathung dieses Antrags nach allen

seinen Seiten hin im Schoße der Budgetkommission die

Großh . Regierung in der Lage wäre , ihrerseits Ent¬
schließungen zu fassen .

In der Sache selbst möchte ich mir folgende Bemer¬

kungen gestatten . Meine Ausführungen über die R e visi o n
des Gehaltstarifs sind vielleicht da und dort im

Hohen Hause mißverstanden worden . Ich habe mich nicht
auf den Standpunkt gestellt , daß die Großh . Regierung
von sich aus jetzt schon das Bedürfniß empfindet , an
eine Revision des Gehaltstarifs heranzutreten ; ich habe
im Gegentheil gesagt , die Großh . Regierung und speziell
der Finanzminister seien im Jahre 1894 bei der letzten
Revision des Gehaltstarifs , bei der , wie ich übrigens dem

Herrn Abg . Geck in Parenthese bemerken möchte , lediglich
und ausschließlich die unteren und mittleren Be¬
amten und nicht die oberen Beamten aufge¬
bessert worden sind , der Meinung gewesen , daß auf diesem
Gebiete längere Zeit Waffenruhe herrschen solle . Ich
führte an , daß von diesem ihren Standpunkte allerdings
möglicherweise die Regierung abgedrängt werden kann ,
wenn auch auf diesem Landtage die temperamentvolle ,
wohlwollende Behandlung eingekommener Beamtenpetitionen
in die Erscheinung treten würde , weil , wie ich sagte , die

Regierung es ablehnen müsse , sich gewissermaßen durch die

Volksvertretung ihren Beamten gegenüber ins Unrecht
setzen zu lassen , oder sich in ihrem Wohlwollen , das sie
naturgemäß für die Beamten haben muß , übertrumpfen
zu lassen . Nur in dieser Annahme , daß möglicherweise
eine Behandlung solcher Petitionen in der Kammer zu
der Meinung führen könnte , daß das Hohe Haus alsbald
in die Revision des Gehaltstarifes einzutreten wünsche ,
habe ich erklärt , die Regierung würde dem selbstverständ¬
lich nicht entgegentreten , und ich habe in diesem Zusam¬
menhänge gesagt , daß es mir zweckmäßig erscheinen würde ,
mit dieser Revision des Gehaltstarifes dann auch die an¬
geregte weitere Aufbesserung zu verbinden . Wenn man
mich fragen würde , wann denn der Zeitpunkt für eine
solche Gesammtrevision des Gehaltstarifs
gekommen sei , so kann ich darauf eine ziemlich präzise
Antwort ertheilen . Dieser Zeitpunkt wird gekommen sein ,
wenn sowohl bezüglich des Gehaltstarifs vom Jahre 1888 ,
wie der Gehaltstarifnovelle vom Jahre 1894 und des

Volksschullehrersaufbesserungsgefetzes vom Jahre 1896 der
Beharrungszustand eingetreten sein wird , wenn
also in unseren künftigen Budgets eine Steigerung des
Gehaltsetats als Folge dieser Gesetzgebungen nicht mehr
zu erwarten ist . Dieser Beharrungszustand ist aber z.
Zt . noch nicht erreicht , er wird auch , wie ganz flüchtig
angestellte Berechnungen ergeben haben , auch in einer
Reihe von Jahren mutmaßlich noch nicht erreicht sein . Ist
er aber einmal erreicht , dann ist eine abermalige Revision
des Gehaltstarifs deshalb nicht sehr bedenklich , weil
eben die Wirkung einer neuen Vorlage auf 10 bis
15 Jahr hinaus sich erstreckt und die Summen , die

jährlich nothwendig würden , um den neuen Ge¬
haltstarif durchführen zu können , in solchen Grenzen
sich bewegen würden , daß andere wichtige Kulturinteressen
darunter nicht nothzuleiden haben . Wenn nun das Haus
meiner Ansicht beipflichten sollte , daß zur Zeit ein erheb¬
liches Bedürfniß nach einer Gesammtrevision des Gehalts¬
tarifs nicht vorliegt , dann könnte ich die von mir ver¬
tretene „ Abschlagszahlungs - und Sättigungs¬
theorie

"
allerdings modifiziren , weil auch ich nicht

wünsche , daß auf eine unabsehbare Reihe von Jahren
hinaus die Hoffnung der Beamten auf jede weitere Auf¬
besserung zu nichte werden sollte . Die Frage nun aber ,
ob es der Finanzleitung möglich ist , zuzustimmen , daß
schon auf diesem Landtag eine entsprechende Gesetzes¬
vorlage erfolgt , kann ich unmöglich heute schon mit „ ja

"

beantworten . Wie ist denn die Finanzlage , meine Herren ?

Wir haben im ordentlichen Budget einen nominellen
Ueberschuß der Einnahmen über die Ausgaben von rund
2 Millionen . Hierbei ist aber zu beachten , daß wir in
unserem Budget für reine Matrikularbeiträge für
das Reich bis jetzt nichts eingestellt haben und nichts ein¬
stellen konnten , weil zur Zeit der Budgetaufstellung unser
Matrikularbetreffniß unbekannt war . Nach dem Reichs¬
etat wird nun aber unser reiner Matrikularbeitrag für
das nächste Etatsjahr sich auf 500 000 M . im Jahr be¬
laufen ; und diese 500 000 M . werden endgiltig von
Baden an das Reich zu zahlen sein , weil inhaltlich eines
dem Reichstag bereits zugegangenen Entwurfes man die
Ansammlung eines Betriebsfonds für Zwecke des
Reiches sich zur Aufgabe setzt und aus diesem Anlaß
die Einzelstaaten auf alle Ueberschüsse aus Ueberweisungs -

steuern verzichtet haben .
Wir müssen also damit rechnen , daß in unserm Etat

die Matritularbeiträge für das Reich für 2 Jahre mit
einer Million eingestellt werden , so daß sich der nominelle
Ueberschuß der Einnahmen über die Ausgaben auf rund
1 Million reduzirt . Da aber die vorgeschlagenen Auf¬
besserungsmaßnahmen unsere Staatskasse mit 2,7 Millionen
Mark belasten würden , so würde danach unser ordentlicher
Etat statt mit einem , wenn auch nur mäßigen Ueberschuß ,
mit einem tatsächlichen nominellen Fehlbetrag
von 1 700000 M . abschließen ; und das Ergebniß der
Finanzdebatte würde also sein , daß wir aus einem Ueber -

schußbudget wiederum in ein Defizitbudget eintreten
müßten .

Es ist der Ausdruck Nothgesetz in der Debatte ge¬
braucht worden und es möge ein Nothgesetz erlassen
werden . Daß aber ein Nothst and bei unseren Beamten
besteht , kann nicht zugegeben werden , angesichts der großen
Summen , die gerade im nächsten Budget in Form von
Zulagen , Aufbesserungen jeder Art , Gebühren - und Tage¬
lohnerhöhungen an etatmäßige und sonstige Beamten und
Arbeiter eingestellt sind und die sich in allen Etats , ein¬
schließlich der Eisenbahnverwaltung , auf beiläufig
9 — 10 Millionen Mark in zwei Jahren beziffern werden .
Das sind doch für die Größe Badens sehr beträchtliche
Summen , und deshalb wird man wohl fragen dürfen , ob
es denn so dringlich ist , daß wir noch auf diesem
Landtage weitere Aufbesserungen von 4 Millionen ,
2 Millionen für Wohnungsgeld und 2 Millionen für die
Aufhebung derWittwen - und Waisenkassenbeiträge , gewähren .

Was speziell die Aufbesserung des Wohnungsgeldes
anbelangt , so habe ich sofort anerkannt , daß ich auch in
dieser Hinsicht die Tendenz des Antrags des Herrn Abg .
Fieser für durchaus sachgemäß halte . Nun ist aber nicht
bloß die Höhe des Wohnungsgeldes an sich , sondern auch
die Eintheilung der Orte in dem Ortsklassen¬
tarif unseres Wohnungsgeldgesetzes verbesserungsbedürftig ,
und es hat daher das Finanzministerium schon feit
einiger Zeit mit der Frage der Wiederholung einer
Wohnungsenquete erwogen , wie sie im Jahre 1892
stattgefunden hat , und auf welche sich der jetzige Orts¬
klassentarif gründet , und muthmaßlich werden wir schon
in allernächster Zeit eine solche neuerliche Enquete veran¬
stalten . Es würde sich nun aber sicher nicht empfehlen ,
eine 50prozentige Erhöhung des Wohnungsgeldes aus
diesen veralteten Ortsklasseutarif gewifsermaßen aufzu¬
pfropfen . Jene Enquete und die Verarbeitung ihrer Er -
gebnifse läßt sich aber nicht im Handumdrehen erledigen .
Es wird dies Monate erfordern ; und ich besorge , die
Arbeit würde nicht beendigt sein , solange das Hohe Haus
hier versammelt ist . Aus diesem Grunde möchte ich
wenigstens bezüglich des Wohnungsgeldtarifs in

dringender Weise dafür plädiren , daß diese Frage von
der Tagesordnung dieses Landtags abgesetzt werde .

Der Herr Abg . Greifs hat den Wunsch ausgesprochen ,
es mögen in Zukunft auch den Sparkasfen in umfang¬
reichem Maße Darlehen zur besseren Befriedigung von
Kreditbedürfnissen gegeben werden . Diesem Wunsche kann
meines Erachtens wohl in " gewissem Sinne entsprochen
werden , im Sinne einer ausnahmsweise » Berücksichtigung
vorliegender Wünsche ; aber nicht , wie ich glaube , in dem
Sinne , daß die Mittel der Amortisationskasse Verwen¬
dung finden , sämmtlichen Sparkassen des Landes
größere Summen lediglich zu dem Zwecke zur Verfügung
zu stellen , damit sie die Kreditbedürfnisse der Bevölkerung
in reichlicherer Weise befriedigen können als dermalen der

Fall ist . Ich glaube , in diesem Sinne wäre eine Be¬

friedigung des ausgesprochenen Wunsches überhaupt nicht
möglich , weil die Bestände der Amortisationskasse dafür
gar nicht ausreichen würden . Ich glaube , es würde auch
nicht nothwendig sein , weil , wenn der jetzige Zustand des
Geldmarktes wieder ein etwas normalerer geworden ist
als jetzt , auch den Sporkassen wieder reichlichere Mittel
in Form von Sparkasseneinlagen , mit denen sie die Geld -
und Hypothekarwünsche ihrer Bezirksangehörigen voll¬
kommen befriedigen können , zufließen werden .

Das Projekt der Errichtung einer Landes¬
kreditkassehatin dem Hohen Hause verhältnißmäßig nur
sehr vereinzelt vollständige Zustimmung gefunden . Die meisten
Redner haben sich entweder direkt gegen das Projekt aus¬
gesprochen , oder haben wenigstens bezweifelt , ob ein sehr
lebhaftes Bedürfniß für die Errichtung einer Landes¬
kreditkasse bestehe . Ich bin dem Herrn Abg . Schüler
jedenfalls dafür sehr dankbar , daß er bei seinen Aus¬
führungen nicht der Ansicht Ausdruck gegeben hat , als ob
es eine agrarunfreundliche Haltung des Finanzministeriums
sei , die seine Haltung in dieser Frage beeinflusse . Ich
stehe lediglich auf dem Standpunkt , daß unsere jetzigen
Einrichtungen im großen und ganzen genügen , daß ins¬
besondere versucht werden sollte , die Organisation der
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Hypothekenbank weiter auszubauen, ihr größere Ver¬
breitung im Lande zu verschaffen. Ich stehe ferner aufdem Standpunkt , daß wenn ein Staatskreditinstitut er¬
richtet würde, großeEnttäuschungen nicht ausbleiben
könnten . Ich bin in dieser Meinung gerade durch die
Ausführungen des Herrn Abg . Schüler in hohem Grade
bestärkt worden. Denn er hat das Schwergewicht seiner
Argumentation für die Errichtung der Kasse in die Höhedes Zinsfußes gelegt. Er sagt nicht etwa : „Wir wünscheneine Landeskreditkaffe , damit die Regierung uns zum je¬
weiligen Selbstkostenpreis Darlehen geben kann,"
sondern: „ Wir wünschen einen billigen Zinsfuß von 3,
vielleicht 3 */, , einen Zinsfuß , der unter allen Umständenim Einklang steht mit der gesunkenen Rentabilität .

" Das
ist aber ein Verlangen , das innerhalb unserer staatlichen
Ordnung nicht erfüllt werden kann, das auch nirgends
erfüllt worden ist , und auch gar nicht einseitig zu Gunstender Landwirthschaft erfüllt werden könnte , wenn man nichtandern Berussständen zu nahe treten wollte. Ich glaubeaber auch , das Verlangen ist schon deshalb nicht realisir-
bar , weil es zu einer sehr mißbräuchlichen Ausnutzungeiner solchen Landeshypothekaranstalt führen könnte . Denn
wenn wir heute die Mittel im Wege eines Anlehens auf¬
nehmen wollten, und der Selbstkostenpreis sich xrätsr
xroptsr auf 4 Proz . stellen würde, und die Kasse würde
den Darlehensbedürftigen das Geld zu 3 Proz . geben ,so wäre es die beste Spekulation von der Welt , ein Dar¬
lehen von 20 000,30 000,50 000 M . zu 3 Proz . aufzunehmenund dasselbe Darlehen dazu zu verwenden , sich sofort 4pro-
zentige Pfandbriefe zu kaufen . Ich führe das nur an als
weiteres Argument dafür , daß es äußerst gefährlich ist ,sich von dem normalen Wege geordneter Leihgeschäfte zuentfernen.

Herr Abg. Schüler könnte mir entgegenhalten: das
Finanzministerium hat ja doch den Genoffenschaftsver¬bänden 1 ' /, Millionen zu dem noch viel niedrigeren Zins¬fuß von 2V, Proz . zur Verfügung gestellt . Das ist richtig .Aber erstens handelt es sich um eine verhältnißmäßiggeringe Summe . Zweitens aber, und das ist das wich¬
tigste , werden diese Mittel , die den Genossenschaften über¬
lassen worden sind , nicht zu diesem Zinsfuß von 2 '/, Proz .den einzelnen darlehenden Mitgliedern gegeben , diese
müssen vielmehr die Darlehen durchaus nach der Lage des
allgemeinen Kapitalmarktes , also mit 4 , 4 ' /- oder mehrProzent verzinsen . Der billige Zinsfuß von 2'/, Proz . ,den wir geben , kommt lediglich dem Verband als sol¬chem zu Gute .

Ich darf vielleicht im Anschluß daran zum Schluß nochmit einigen Worten die bis jetzt verlaufene Finanzdebatte
insofern Revue pasfiren lassen , als ich auf die mancherlei
budgetmäßigen Anregungen » Anträge und Wünsche in
wenigen Worten eingehe , die im Laufe der drei letzten
Tage von verschiedenen Rednern vorgetragen worden find.

Ich habe, ich kann das nicht verschweigen, als ich von
diesen Ausführungen Kenntniß genommen habe, den Ein¬
druck gehabt, daß , wenn der Herr Abg . Gießler am Ein¬
gang unserer Finanzdebatte gewissermaßen als Parole dasWoä ausgegeben hat : „ Nicht engherzig , nicht ängst¬lich , aber vorsichtig ! "

, von der Vorsicht bei den
Ausführungen eines großen Theils der Redner nicht eben
sehr viel zu verspüren war . Es hat sich eben auch dies¬
mal wieder gezeigt , daß die Lage eines Finanzministersum so schwieriger ist, je erheblicher die Ueberschüsse
find, die er in den letzten Jahren erzielt hat , und daßdie Lage fast eine kritische wird, wenn die Meinung
besteht , daß eine Anzahl Millionen gewissermaßen noch in
Reserve gehalten find, weil diese in ihrer Anzahl doch
beschränkten Millionen eben regelmäßig eine schrankenlose
Fülle von Wünschen zu zeitigen Pflegen . So ist denn
auch dieses Mal ein ganzer Platzregen von Wünschen
aus das Haupt des Finanzministers niedergegangen, voneiner Intensität , die geeignet wäre, auch eine sehr große An¬
zahl von Millionen im Nu hinwegzuschwemmen . (Heiterkeit.)

Dabei ist nun einigen der verehrten Herren Redner
das Mißverständniß unterlaufen , als ob die sehr statt¬
lichen Ueberschüsse, die wir in den letzten Jahren glück¬
licher Weise erzielt haben , gewissermaßen noch dis¬
ponibel seien, während doch über diese Ueberschüsse der
letzten Jahre inhaltlich unseres ihnen vorgelegten Budgetsbereits vollständig verfügt ist . Wenn wir ihnen ein
außerordentliches Budget von 1l Millionen vorlegen,doppelt und dreifach so groß als irgend ein Budget in
den 70er , 80er und Anfang der 90er Jahre je betragen
hat , so war dies eben nur deshalb möglich , daß wir diesein den letzten Jahren erzielten Millionenüberschüsse für
die Deckung dieses außerordentlichen Budgets zur Ver¬
fügung haben. Wenn nun von Seiten einer sehr großen
Anzahl Herren eine ganze Menge von Wünschen und
Anregungen, denen ich an und für sich sympatisch gegen¬
überstehe , geäußert worden sind , möchte ich nur in aller
Höflichkeit darauf aufmerksam machen , daß hier gewisser¬
maßen ein Wechsel aus die Zukunft gezogen worden
ist, und daß diese Wünsche nur erfüllt werden können ,und ich meine Zusage auf Erfüllung nur werde einlösen
könne, wenn auch in den nächsten beiden Jahren so stattliche
Ueberschüsse erzielt werden können , als dieses in den beiden
vergangenen Jahren glücklicher Weise der Fall gewesen ist ;
wenn also die Wohlstandsbewegung nach oben , deren wir
uns erfreuen, nicht jäh unterbrochen wird. Wird dieses
der Fall sein , dann werden wir ja wohl auch in den
beiden nächsten Jahren schöne , befriedigende , erfreuliche
Abschlüffe haben, dann wird Niemand vergnügter sein
als der Finanzminister , nicht im Interesse der Füllung
der Staatskasse , sondern im Interesse der Erfüllung wich¬
tiger Kulturaufgaben , an denen mitzuwirken auch mir
immer ein besonderes Bedürfniß gewesen ist .

Abg. Fieser bemerkt zur Geschäftsordnung, daß er
nichts dagegen habe , wenn der Antrag der Budgekom -
misfion überwiesen wird.

Abg. Gießler glaubt , es sei keine Beschlußfassung
nothwendig; die Budgetkommisfion werde sich ohnehin mit
diesen Fragen beschäftigen.

Präsident Gönner hält es für das Zweckmäßigste , den
ganzen Antrag der Budgetkommission zu überwesen .Das Haus hat gegen diesen Vorschlag nichts einzu¬wenden .

Abg. Frank befürwortet wiederholt die Errichtungeiner Landeskreditkaffe . Durch die Freihandelspolitik der70r Jahre wurden die Getreidepreise sehr gedrückt; infolge
dessen gingen die Einnahmen der Landwirthe zurück. Inder Ersten Kammer wurde daher im Jahre 1882 der An¬
trag gestellt , Erhebungen über die Verschuldung der Land¬
wirthschaft anzustellen. Es zeigte sich, daß die Schulden
nicht so stark waren, wie behauptet wurde, daß aber dochdie Landwirthschaft mit Hypotheken sehr stark belastet war .Damals habe der Ministerialrath Buchenberger die Vor¬
züge einer Landeskreditkaffe so anziehend geschildert, so daßer (Redner) ein Anhänger der Landeskreditkasse gewordensei. (Heiterkeit.) Die Erhebungen wurden dem Mini¬
sterium überwiesen , das sie wiederum einer im Hausegebildeten Agrarkommission zur Behandlung weiter
gab . Diese stellte alsbald den Antrag auf Errichtungeiner Landeskreditkasse . Allein gegen die zahlreichenVertreter der Sparkassen war nicht aufzukommen , so daßder Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt wurde. Seit¬
dem habe sich die Stimmung im Hause noch nicht ge¬
bessert . Man verweise mit Vorliebe auf die Vortheile,welche das Abkommen mit der Rheinischen Hypotheken¬bank bietet. Demgegenüber möchte er betonen . daß die
Landwirthe wegen der damit verbundenen Umstände nur
ungern um Darlehen bei der Rheinischen Hypothekenbank
nachsuchen ; auch sei der Zinsfuß für die Landwirtheimmer noch zu hoch . Der Landwirthschaftsrath habe
schon zweimal mit überwiegender Mehrheit die Errichtungeiner Landeskreditkasse beschlossen . Er gebe gerne zu,daß eine Reihe von Sparkassen den Schuldnern in jederWeise entgegenkommt ; viele andere aber , namentlich
städtische Institute können in dieser Hinsicht keine Rück¬
sicht nehmen. Dem Einwand des Herrn Finanzministers ,der Landtag werde mit zahllosen Petitionen belästigt,messe er keine Bedeutung zu . Redner ersucht schließlichdas Haus , seinend Antrag beizutreten.

Se . Exz . Finanzminister vr . Buchenberger : Der
Herr Abg. Frank hat die Thätigkeit des früheren Respi¬
zienten für die Landwirthschaft, des Herrn Ministerialrath
Buchenberger in Bezug auf die Frage der Errichtungeiner Landeskreditkasse durchaus richtig gekenn¬
zeichnet. Es ist zutreffend, daß dieser geehrte Herr(Heiterkeit) im Jahre 1883 gelegentlich der Erhebungüber die Lage der Landwirthschaft seiner Ueberzeugungüber die Nothwendigkeit der Schaffung eines solchen Kre¬
ditinstitutes in sehr warmer Weise Ausdruck gegeben hat .Er hätte vielleicht noch beifügen können , daß dieser selbeBeamte einige Jahre später in einer umfassenden Denk¬
schrift für diesen Gedanken im ganzen Lande Propaganda
zu machen suchte und aus dieser Feder dieses selben Be¬
amten ein Gesetzesentwurf ausgearbeitet worden ist , der
noch beim Ministerium des Innern ruht , der jederzeit
hervorgeholt werden könnte , und in den 80er Jahren nur
deshalb nicht dem Landtag unterbreitet wurde, weil eben
ganz augenscheinlich aus eine Annahme einer solchen Vor¬
lage nach der damaligen Stimmung des Hohen Hauses
nicht zu rechnen war . Und ob , wenn der Herr Ministerdes Innern heute seine Schublade öffnen und die Vor¬
lage machen würde, die Stimmung eine wesentlich andere
sein würde, ist mir zweifelhaft.

Realpolitiker , wie mein damaliger Chef es war und ichauch es bin , haben wir uns gefragt : wenn unstreitbar das
Bedürfniß einer besseren Organisation des bäuerlichenRealkredites vorliegt, aber auf dem Wege der Schaffungeiner staatlichen Kreditkaffe nicht befriedigt werden kann ,gibt es denn nicht auch andere Wege , die vielleicht eben¬
falls zum Ziel führen ? So find wir nach langenDeliberationen auf den Weg gekommen , die Einrichtungeneines großen, solid verwalteten, tüchtigen Bodenkredit-
infiituts in den Dienst der bäuerlichen Interessen zu stellen ,indem an die Rheinische Hypothekenbank die sogenannte
Landeskreditkassenabtheilung angeschloffen wurde,die unter der fortgesetzten Aufsicht des Ministeriums des
Innern steht und ihre Darleihensgrundsätze ausgestaltethat im Einverständniß mit der Aufsichtsbehörde für die
Landwirthschaft. Ich möchte bezweifeln , ob der HerrAbg . Franck recht hat , wenn er die Meinung hegt , daßirgend eine der in den verschiedenen Einzelstaaten bestehen¬den Institute oder auch nur der preußischen Landschaften ,die doch bekanntlich aus genossenschaftlicher Grundlage be¬
ruhen , im Allgemeinen günstigere oder wohlwollendere
Darlehensbedingungen haben als dies bei der Rheinischen
Hypothekenbank der Fall ist . Der Hypothekarkredit isteine delikate Sache und Sicherheit muß verlangtwerden; und daß ein Gesuch gelegentlich zurückgewiesenwird , weil beispielsweise der größte Theil des Ver¬
satzes in Gebäuden besteht , die eben manchmalin Landorten von sehr fragwürdigem Werthe sind,solche Vorgänge werden auch im Bereich der bestehenden
Landeskreditkaffen und der preußischen Landschaften zu
verzeichnen sein. Es ist ja schön , daß der Herr Abg. Frankeine so ideale Auffassung von der Leitung eines staatlichen
Kreditinstituts hat , aber unter Umständen kann auch ein
staatliches Kreditinstitut versagen. Ich erinnere mich, ge¬lesen zu haben, daß doch auch mitunter gegen einzelne der
bestehenden Landeskreditinstitute der Vorwurf der Eng¬

herzigkeit oder einer pedantisch-bureaukratischen Verwaltu» !erhoben worden ist oder daß gegen die Preußischen LanEschäften der Vorwurf einer gewissen Verknöcherung inVerwaltnng erhoben wurde. Nachdem der Gedanke dÜErrichtung eines staatlichen Kreditinstituts bei uns nicktrealisirt werden konnte , so bleibt eben nichts Anden«übrig , als die bestehenden Einrichtungen bei der RheiniscĥHypothekenbank auszubauen, und mehr und mehr auf dieBenützung dieser Einrichtungen durch unsere Landwirthehinzuwirken . Soweit Mängel , die als berechtigt sichstellen , hervortreten, wird man auf Abstellung dieserMängel hinzuwirken haben, und ich bin überzeugt, dahdie Rheinische Hypothekenbank solchen Anregungen gegen¬über sich stets empfänglich erweisen wird , umsomehr alzwir wissen, daß ein hervorragender Vertreter der land-wirthschaftlichen Interessen , ein bekanntes Mitglied desanderen Hohen Hauses, dem Verwaltungsrath der Rhei¬nischen Hypothekenbank angehört. Daß die RheinischeHypothekenbank und ihr dermaliger Leiter ernstlich bestrebtist , der Frage des bäuerlichen Realkredits in ganz erheb¬lichem Maße die Aufmerksamkeit zuzuwenden , das geht jaauch aus der Aeußerung des Herrn Minister des Innernüber die neuen Pläne hervor, mit denen der erste Direktorder Rheinischen Hypothekenbank sich trägt , nämlich durchdie Verbindung der Annuitätentilgung mit der Lebens¬
versicherung , eine besonders werthvolle Form der
Schuldentilgung anzubahnen. Ich glaube, daß auch das
Finanzministerium gerne bestrebt sein wird , den Bestreb¬
ungen der Rheinischen Hypothekenbank auf diesem Gebiet
Vorschub zu leisten .

Se . Exz. Minister des Innern vr . Eisenlohr : Ichhabe nur zwei Worte demjenigen, was der Herr Kollegeausgeführt hat , beizufügen. Das Argument , daß die Hy¬
pothekenbank ihren Vertrag mit der Regierung nicht ab¬
geschlossen hat , lediglich aus ideellen Bestrebungen, das
ist richtig , aber die Vortheile , die sie bei diesem Vertrage
zu erreichen hofft , brauchen sich nicht als Nachtheile fürdie Hypothekenfchuldner zu äußern . Die Aufsicht , die überdas Geschäftsgebahren geführt wird, liegt dem Ministeriumdes Innern ob. Sie wird eine bedeutende Verstärkung
dadurch erfahren , daß durch das neue Reichsgesetz über
die Hypothekenbanken nicht nur der ländlichen Abtheilung,sondern der ganze Geschäftsbetrieb unter die Aufsicht eines
Staatskommiffärs gestellt wird , und man wird noch viel
mehr in der Lage sein , in das Geschäftsgebahrender Hypo¬
thekenbank hineinzusehen , als es bisher der Fall war . Daßaber die Direktion eine derartige Aufsicht nicht fürchtet , hat siedamit belegt, daß vor ganz kurzer Zeit der Direktor mir
gesagt hat , er lege den größten Werth daraus , daß dem
Staatskommissär noch zwei Mitglieder des Landwirthschafts-
rathes beigegeben werden , welche sich durch periodische
Untersuchungen des Geschäftsganges der Hypothekenbankdarüber verlässigen solle, ob wirklich alles , was die Hypo¬
thekenbank versprochen hat , auch gehalten wird . Und zu diesen
Mitgliedern werde ich nun in erster Reihe den Herrn
Abg. Frank in .Aussicht nehmen. Dann wird er wohl
auch die Güte haben, mir den Brief , den er verlesen
hat , zu übergeben , wenn er das nicht schon vorher thunwill. In letzterem Falle würde ich sofort die Nachfrage
halten lassen , und es würde gar keine Sporteln kosten.
Sporteln kostet es nur , wenn eine Beschwerde unbegrün¬deter Weise an das Ministerium gebracht wird , nichtaber , wenn das Ministerium auf bestehende Mißstände
aufmerksam gemacht und um Abhilfe ersucht wird. Ich
hoffe also , daß dann der Herr Abg. Frank sich über¬
zeugen wird, daß das , was die Hypothekenbank versprochenhat , von ihr auch gehalten wird.

Abg . Muser : Er wisse wohl, daß sein Antrag , be¬
treffend die Instruktion der Bundesrathsbevollmächtigten
auf dem Boden der Verfassung stehen müsse ; darauf
habe derselbe auch gefußt. Er bezweckte nichts weiteres ,als daß die Regierung erklären sollte : wir find gegen
jede Beschneidung des Koalitionsrechts. Mit Recht habe
Dreesbach darauf hingewiesen , daß das Versammlungsrecht
gegenüber den Sozialdemokraten rigoros gehandhabt wird .
Gegenüber dem Minister verweise er aus die klare gesetz¬
liche Bestimmung, daß die Polizeiorgane nur aus Grund
des Dereinsgesetzes interveniren dürfen. Ueber den Woh¬
nungsgeldtarif wolle er sich nicht länger verbreiten, umso
mehr, als hier im Hause die Beamtenschutzengel , er wolle
nicht sagen wie Pilze , aber wie Blumen hervorschießen.
Bezüglich der Wahlrechtsfrage könne er nicht finden, daßder Herr Minister mit seinen Erklärungen Glück gehabthat . Wir wissen genau, daß das direkte Wahlrecht nicht
unantastbar ist ; aber es ist das beste, was wir haben-
Der Grundgedanke des Herrn Ministers sei : das direkte
Wahlrecht ist uns mißliebig. Der Herr Staatsminister
habe aus England hingewiesen . Demgegenüber möchte er
nur bemerken , wenn die Regierung mit derselben Energie
für das direkte Wahlrecht eintreten würde, wie Gladstonefür seine Home -Rule - Bill , so wäre er sehr zufrieden.
Die Erste Kammer ist keine Volksvertretung . Der ZweitenKammer Hst man die finanzielle Waffe der Budgetver¬
weigerung eingeräumt, weil in ihr auch das politische
Schwergewicht ruht . Die überwiegende Mehrzahl des
badischen Volkes verlange die Einführung des direkten
Wahlrechts. Wenn die Regierung sich einzig aus die
Erste Kammer stütze , dann müsse man ja geradezu deren
Abschaffung verlangen. Die Bürgerausschüffe werden
allerdings jetzt schon nach gewissen politischen Gesichts¬
punkten gewählt. Das sei aber nur ein Zustand äs 1act0'
während im anderen Falle ein Zustand äs jurs geschaffenwürde. Er schließe mit dem Wort Bismarck's : Die beste
Regierung ist die , welche das Volk nicht regiert , sondern
bedient.

(Fortsetzung in der II . Beilage .)
Verantwortlicher Redakteur : Julius Katz in Karlsruhe. — Druck und Verlag derG . Braun '
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